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Der Spitzenkandidat der CDU Ber-
lin, Friedbert Pflüger, hat einen 
Hauptstadtpakt zwischen Bund, 
Ländern und Berlin zur Entschul-
dung der Stadt gefordert. 
Der CDU-Politiker skizziert die ge-
genwärtige Situation: „Stolz auf die 
Hauptstadt, gar Liebe zu ihr – wie in 
Frankreich zu Paris – gibt es viel zu 
wenig. Das liegt nicht an Berlin, son-
dern an seiner rot-roten Regierung. 
Daran müssen wir arbeiten. Es ist 
die nationale Aufgabe eines künf-
tigen Regierenden Bürgermeisters, 
die Zuneigung und Solidarität in 
Bund und Ländern zu Berlin wieder 
zu wecken und zu fördern. Wir brau-
chen eine Regierung in Augenhöhe 
zu den enormen Potentialen Berlins. 
Berlin kann mehr.“ 
Unabhängig vom gegenwärtigen 
Verfahren wegen der maroden 
Hauptstadtfinanzen vor dem Bun-
desverfassungsgericht müsse man 

mit einem solchen Hauptstadtpakt 
die Konsolidierung des Haushalts 
bis Ende des nächsten Jahrzehnts 
erreichen. Etwa denselben Zeit-
raum zurückgeblickt nutzt Pflüger, 
um das Vorurteil zu entkräften, Ber-
lin habe bislang nicht auf die Finan-
zen geachtet. So sei heute etwa der 
Stellenbestand im unmittelbaren 
Landesdienst nur noch bei 63 Pro-
zent des Niveaus von 1991. Die der-
zeitige Verschuldung von etwa 60 
Milliarden Euro sei im wesentlichen 
auf den „drastischen und viel zu 
schnellen Abbau der Bundeshilfen“ 
zurückzuführen, einhergehend mit 
der Abwanderung von Unterneh-
men und dem massenhaften Ver-
lust von Arbeitsplätzen. Pflüger be-
nennt außerdem eine fortwährende 
Belastung Berlins, die Aufgaben, die 
die sogenannte Hauptstadtfunktion 
mit sich bringt. Dies betreffe vor al-
lem die Bereiche Personen- und Ob-

jektschutz sowie Kultur. So würden 
nach anerkannten Gutachten die si-
cherheitsbedingten Mehrausgaben 
bei Zahlung von 38 Millionen Euro 
nur zu 35 Prozent gedeckt und im 
Bereich Kultur flössen nur 60 Milli-
onen bei einem Zuschussbedarf von 
160 Millionen. 
Die Vorschläge Berlin wegen der 
Verschuldung einen Staatskommis-
sar voranzustellen, seien, so Pflü-
ger, zurückzuweisen, aber zugleich 
ein Alarmsignal, bestätigten doch 
auch sie das geringe bundesweite 
Ansehen des amtierenden rot-roten 
Senats. 
Um das gesamte föderale Finanz-
system unabhängig von der Situa-
tion Berlins zu reformieren, schlägt 
der CDU-Spitzenkandidat  vor, mehr 
mit Leistungsanreizen zur Stärkung 
der Finanz- und Wirtschaftskraft zu 
arbeiten sowie beim Länderfinanz-
ausgleich nicht mehr die Einwoh-

nerzahl, sondern die jeweilige Wirt-
schafts- und Steuerkraft als Maßstab 
zu verwenden. Außerdem müsse es 
Kriterien ähnlich der Maastrichtkri-
terien geben und für spätere Hilfen 
des Bundes müsse ein „Sanierungs-
vertrag“ zwischen dem betroffenen 
Land und dem Bund abgeschlossen 
werden.
Für die Hauptstadt, die Ende Som-
mer diesen Jahres wählt, gelte, so 
Friedbert Pflüger: „Nach dem 17. 
September brauchen wir eine große 
Anstrengung aller Parteien in Berlin 
mit dem Ziel, die Bundes- und 15 
Landesregierungen – vor allem aber 
die Bürger unseres Landes – davon 
zu überzeugen, dass sie ihre Haupt-
stadt nicht zugrunde gehen lassen 
dürfen. Im Gegenteil: Berlin muss 
in zehn Jahren wieder Weltklasse 
sein. Das ist im Interesse Deutsch-
lands und dafür brauchen wir den
Hauptstadt-Pakt.
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